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Medieninformation 
 
Juristische Ausbildung der Zukunft! – Welche Reformen empfehlen 
sich? 

 

Abteilung juristische Ausbildung: Aus der Diskussion am Donnerstag, 

den 17. September 2026 

 

Grundlage für die Diskussion waren das Gutachten von Prof. Dr. Julian 

Krüper, Bochum, sowie die Referate von Prof. Dr. Judith Brockmann, 

Kassel, Studentin Zora Machura, Berlin, Syndikusrechtsanwalt Dr. 

Alexander Steinbrecher, LL.M., Berlin, Präsidentin des OLG Ann-Marie 

Wolff, Bremen. 

 

Erfurt, den 17. September 2026. Am zweiten Diskussionstag hat die 

Abteilung „Juristische Ausbildung“ des 75. Deutschen Juristentages den 

Reformbedarf der juristischen Ausbildung weiter konkretisiert.  

 

Als roter Faden der Diskussionen zeichnete sich die bereits am 

gestrigen Tag angestoßene Forderung ab, die juristische Ausbildung 

stärker vom Ausbildungsziel und vom Kompetenzprofil künftiger 

Juristen her zu denken. Mehrfach wurde die Frage aufgeworfen, welche 

Juristen der Rechtsstaat und die rechtssuchende Gesellschaft künftig 

benötigen.  

 

Thematisiert wurden hierfür zunächst der Prüfungsgegenstand und 

der Prüfungsumfang. Gefordert wurde, dass sich die Lehr- und 

Prüfungsinhalte intensiver am Ausbildungsziel orientieren und 

entsprechend reduziert werden. Zur Reduzierung wurde eine 

Konzentration auf Kerngebiete gefordert. Vorgeschlagen wurde ferner 

die Verlagerung einzelner Inhalte in studienbegleitende Prüfungen 
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oder die stärkere Möglichkeit zur Spezialisierung durch Wahlklausuren 

in der Staatsprüfung. Auch die Möglichkeit der Nutzung von 

Kommentaren bereits in der Ersten Juristischen Prüfung könne zu 

einer Entlastung beitragen. 

 

Reformen wurden auch bei der Didaktik des Stoffes angemahnt. Bei 

Berufungsverfahren für Lehrende sei ein stärkeres Augenmerk auf die 

Lehrbefähigung zu richten. Angeregt wurden ebenso kleinere 

Lehrformate (Kleingruppen anstelle großer Vorlesungen), 

Klausurencoaching, konstruktives Feedback zwischen Lehrenden und 

Lernenden sowie aktive Lernformen (z.B. Lernplattformen). Auch bei 

der Referendarausbildung sei eine Qualitätssteigerung erforderlich. 

Insbesondere müsse die Anwaltschaft ihren Prüfungs- und 

Lehraufgaben pflichtbewusster nachgehen. Zugleich wurde jedoch 

darauf hingewiesen, dass auch Studierende sowie Referendare 

Verantwortung für ihren eigenen Kompetenzerwerb tragen. 

 

Optimierungsbedarf wurde zudem bei der Prüfungsgestaltung gesehen. 

Neben einer chancengerechten und diversitätssensiblen Gestaltung 

von Prüfungsleistungen, sei die Qualität der Bewertung in den Blick zu 

nehmen. Kontrovers diskutiert wurde dabei das Erfordernis einer 

verdeckten Zweitkorrektur, eines Vorgesprächs für die mündliche 

Prüfung und die Kenntnis der Vorbenotung. Die betonte objektive 

Vergleichbarkeit des Staatsexamens dürfe nicht durch ein 

intransparentes Bewertungssystem konterkariert werden. 

 

Breiten Raum nahm die psychische Belastung von Studierenden und 

Referendaren ein. Dabei wurde zwischen dem unvermeidbaren 

Prüfungsstress und einer über Jahre andauernden, als problematisch 

beschriebenen Belastung unterschieden. Um dem entgegenzuwirken, 

wurden unter anderem das Abschichten von Prüfungen, ein 
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bundesweit integrierter Bachelor, zusätzliche Unterstützungsangebote 

und ein generalisierter Drittversuch angeregt. Zugleich wurde betont, 

dass Prüfungen auch künftig Anforderungen stellen und Belastungen 

nicht vollständig vermieden werden können. Psychischer Druck sei 

auch Teil des späteren Berufslebens der juristischen Profession, gab 

Prof. Dr. Henning Radtke zu Bedenken. 

 

Zur erfolgreichen Umsetzung des ausstehenden Reformprozesses 

wurde mehrfach vorgeschlagen, mit Experimentierklauseln und einer 

empirischen Begleitung von Reformmodellen vorzugehen. Es bestand 

Einigkeit, dass eine hochwertige Ausbildung und Prüfung 

entsprechende finanzielle Ressourcen benötigen, die der Bedeutung 

der späteren Tätigkeit der juristischen Berufe für die Gesellschaft und 

den Rechtsstaat gerecht wird.  

 

Allseits wurde der Wunsch geäußert, eine Reform der Ausbildung 

gemeinsam und in Abstimmung mit allen Akteuren unter besonderer 

Einbeziehung der betroffenen Studierenden und Referendare zu 

erarbeiten. 


